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Rechtssatz 

Nach § 40 Abs. 1 Krnt Allg GdO 1998 darf ein befangenes Mitglied des Gemeinderates an der Beratung 
und Beschlussfassung nicht teilnehmen. Eine Befangenheit des 1. Vizebürgermeisters würde einen Fall 
der Verhinderung an der Vorsitzführung in der Sitzung der belangten Behörde darstellen (vgl. § 35 Abs. 3 
Krnt Allg GdO 1998), wobei ein unter der Vorsitzführung eines befangenen (Vize)Bürgermeisters 
gefasster Beschluss des Gemeinderates zufolge der in § 35 Abs. 4 Krnt Allg GdO 1998 enthaltenen 
Anordnung keine rechtliche Wirkung hat. Im Fall der Befangenheit des 1. Vizebürgermeisters läge somit 
dem vor dem VwG angefochtenen Bescheid kein rechtlich wirksamer Beschluss der belangten Behörde 
zugrunde, was dessen Aufhebung wegen Unzuständigkeit zur Konsequenz hätte (vgl. etwa VwGH 
12.7.2012, 2011/06/0099, mwN). 
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